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Kündigung eines Arbeitnehmers wegen privater Internetnutzung – Arbeitgeber darf Browserverlauf auch ohne Zustimmung des Arbeitnehmers auswerten.
ein Artikel von Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht und Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht Arnd Lackner, Saarbrücken

Nach einer aktuellen Entscheidung des Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg ist der Arbeitgeber berechtigt, zur Feststellung eines Kündigungssachverhalts den Browserverlauf des Dienstrechners des Arbeitnehmers auch ohne dessen Zustimmung auszuwerten. 

In dem vom Landesarbeitsgericht mit Urteil vom 14. Januar 2016 im Verfahren 5 Sa 657/15 entschiedenen Fall hatte der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen Dienstrechner überlassen, der vom Arbeitnehmer an seinem Arbeitsplatz zur Erbringung der geschuldeten Arbeitsleistung genutzt wurde. Die private Nutzung des Dienstrechners war dem Arbeitnehmer allenfalls in Ausnahmefällen während der Arbeitspausen gestattet. Nachdem sich Hinweise auf eine erhebliche private Nutzung des Rechners auch während der Arbeitszeit konkretisiert hatten, wertete de Arbeitgeber ohne Zustimmung des Arbeitnehmers den Browserverlauf des Dienstrechners aus und stellte fest, dass der Arbeitnehmer den Dienstrechner ca. fünf Tage in einem Zeitraum von 30 Tagen privat genutzt hatte.

Gestützt auf diese Feststellung kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis des Arbeitnehmers außerordentlich fristlos aus wichtigem Grund.

Im Rahmen der vom Arbeitnehmer erhobenen Kündigungsschutzklage bestätigte das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg die Rechtswirksamkeit der außerordentlichen Kündigung aus folgenden Gründen:

 

· Die unerlaubte Internetnutzung rechtfertigt nach Abwägung der wechselseitigen Interessen eine sofortige Beendigung des Arbeitsverhältnisses;

· Obwohl der Browserverlauf ohne Zustimmung des Arbeitnehmers ausgewertet wurde und es sich hierbei um personenbezogenen Daten handelt, liegt kein Beweisverwertungsverbot vor;

· Die Verwertung der Daten ist zulässig, da der Arbeitgeber keine andere Möglichkeit hatte, die unerlaubte Internetnutzung nachzuweisen;

· Das Bundesdatenschutzgesetz erlaubt eine Speicherung und Auswertung personenbezogener Daten des Browsers zur Missbrauchskontrolle auch ohne Zustimmung des betroffenen Arbeitnehmers.
Fazit: 
Überwiegt das Interesse des Arbeitgebers an der einer MIssbrauchskontrolle oder an der Aufdeckung von Straftaten des Arbeitnehmers, ist auch nach Bundesdatenschutzgesetz eine Speicherung und Auswertung personenbezogener Daten des Arbeitnehmers auch ohne dessen Einwilligung möglich. Bei dieser Maßnahme muss es sich jedoch um die Ultima Ratio handeln, d. h. es dürfen keine milderen Nachweismittel zur Verfügung stehen.  In mitbestimmungspflichtigen Betrieben bedarf die Einführung und nähere Ausgestaltung der Internet- und E-Mail-Nutzung durch die Arbeitnehmer im Betrieb immer der Zustimmung des Betriebsrates, jedenfalls in den Fällen, in denen keine Anonymisierung der Protokolldaten erfolgt und damit eine Überwachung des Arbeitnehmerverhaltens ermöglicht wird.
Der Autor ist Mitglied der Deutschen Anwalts- und Steuerberatervereinigung für die mittelständische Wirtschaft e.V.
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